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II. ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN (§ 86 LBO) 
 
1. Einfriedungen  
 

1.1 Innerhalb des festgesetzten Allgemeinen Wohngebiets (WA) sind gegenüber den öffent-
lichen Verkehrsflächen geschlossene Einfriedungen jedweder Art und Material (im Sinne 
„blickdicht“, wie z. B. Mauern) grundsätzlich unzulässig, wobei dies nicht für Friesenwälle 
oder Trockenmauern gilt, die wiederum eine max. Höhe von 0,90 m, bezogen auf die 
angrenzende Fahrbahnoberkante, nicht überschreiten dürfen.  
Zum Zeitpunkt der Bebauungsplan-Satzung vorhandene Einfriedungen genießen Be-
standschutz.  
Festverfugte Steinwälle, Gartenmauern aus Betonstein und Ornamentsteinen und Jäger-
zäune sind unzulässig. 

 

1.2 Entlang der öffentlichen Verkehrsflächen „Pommernweg“ sind Maschendrahtzäune und 
Gitterstabmattenzäune nur in Verbindung mit lebenden Hecken nur bis zu einer Höhe 
von maximal 0,90 m, bezogen auf die angrenzende Fahrbahnoberkante, zulässig. 

 

1.3 In der Abstandsfläche und auf der Grenze zwischen den Wohnbaugrundstücken sind 
Sichtschutzzäune und geschlossene Einfriedungen jedweder Art und Material (im Sinne 
„blickdicht“, wie z. B. Mauern), sowie sonstige Einfriedungen nur bis zu einer Höhe von 
1,50 m, bezogen auf die Geländeoberfläche, zulässig. 

 
2. Befestigte Flächen 
 

Auf den privaten Grundstücksflächen der Teilgebiete WA 2a bis WA 2d sind Stellplätze, 
Zufahrten und Wege in wasser- und luftdurchlässigem Aufbau herzustellen. Beste-
hende Stellplätze, Zufahrten und Wege der Teilgebiete WA 1 a bis WA 1d genießen 
Bestandsschutz. 

 
3. Dachneigung und Dachbegrünung 
 

3.1 Häuser oder Nebenanlagen und Garagen / Carports mit Gründach sind in allen Teilge-
bieten zulässig. Bei der Errichtung eines Gründaches sind ausnahmsweise auch Dach-
neigungen von 0° bis 20° für das damit verbundene Gebäude oder Gebäudeteil zulässig. 

 

3.2 Untergeordnete Bauteile des Hauptgebäudes, Dachgauben jedweder Art, Frontispiz 
bzw. Kapitänsgiebel und die im baulichen oder im direkten funktionalen Zusammenhang 
mit dem Hauptgebäude stehenden Nebenanlagen, können vom Hauptgebäude abwei-
chende Dachneigungen aufweisen. 

 

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 
 

2.1 Höhe baulicher Anlagen  
(§ 16 Abs. 3 Nr. 2 i.V.m. § 18 Abs. 1 BauNVO) 

2.1.1 Die in den Nutzungsschablonen der Planzeichnung (Teil A) festgesetzte maximal zuläs-
sige Höhe baulicher Anlagen ist bei Gebäuden mit geneigten Dächern die Firsthöhe. 
Die Wandhöhe ist das Maß von dem festgesetzten unteren Höhenbezugspunkt bis zum 
Schnittpunkt der Wand mit der äußeren Dachhaut. 
Der untere Höhenbezugspunkt ist teilgebiets- bzw. grundstücksbezogen ergänzend zu 
den Nutzungsschablonen der Planzeichnung (Teil A) mit einer Höhe in Meter über NHN 
festgesetzt. 

 

2.1.2 Die Errichtung von Sonnenkollektoren ist innerhalb des festgesetzten Allgemeinen 
Wohngebiets (WA) auf den Dächern der Hauptbaukörper und auch auf den baugebiets-
typischen Nebenanlagen allgemein zulässig, wobei die festgesetzte höchstzulässige 
Firsthöhe der Hauptbaukörper ausschließlich für diese Nutzung um 0,5 m überschritten 
werden darf. 

 
2.2 Bestimmung des Maßes der baulichen Nutzung  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 BauGB) einschließlich der zulässigen Grundflächen 
von Stellplätzen und Garagen mit deren Zufahrten und Nebenanlagen 
(§ 19 Abs. 4 Satz 1 und 2 BauNVO) 

2.2.1 Innerhalb des festgesetzten Allgemeinen Wohngebietes (WA) darf abweichend von der 
in Bezug auf die höchstzulässige Grundfläche für bauliche Anlagen nach § 19 Abs. 4 
Satz 1 BauNVO geltende 50%-Regelung die teilgebietsbezogen festgesetzte maximale 
Grundfläche derart überschritten werden, dass zusammen mit dem Hauptgebäude eine 
Gesamt-GRZ von maximal 0,5 zulässig ist.  

 

2.2.2 Zusätzlich zu dem unter Ziffer 2.2.1 festgesetzten Maß der baulichen Nutzung (Gesamt-
GRZ) ist eine Fläche von bis zu 20 m² für versiegelte gärtnerische Gestaltungsflächen, 
wie z. B. Wäscheplatz, Hof, Hauszugang, Wege o. ä. je Wohnbaugrundstück, aber aus-
schließlich für die vorgenannten Nutzungen, zulässig.  

 

  Verkehr § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB 
    

  Straßenverkehrsflächen 
(„Grüner Weg“) § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB 

    

  Straßenbegleitgrün § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB 

    

  Straßenbegrenzungslinie  § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB 
    

  Einfahrt (s. Teil B - Text, Ziffer I., 4.2)  § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB 
 

  Sonstige Planzeichen  
    
  z. B. 17,0 

 Bemaßung in m  
    

z.B. 
WA 1c 

 Bezeichnung der Teilgebiete  

 

 

 

Präambel 
 

 
Aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in der gültigen Fassung sowie nach § 86 
der Landesbauordnung (LBO) in der Fassung vom 06.12.2021 (GVOBl. S. 1422) wird nach 
Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung vom                     folgende Satzung über die 
1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12 „Pommernweg“ der Gemeinde Wattenbek für den 
Bereich südlich „Pommernweg“ in Höhe der Grundstücke Pommernweg Nr. 19 bis 37 (fortl. 
ungerade Nummern), östlich „Pommernweg“ und des Plangeltungsbereiches des Bebauungs-
planes Nr. 16 und nördlich des Spielplatzes und der Grundstücke Hermann-Berndt-Straße Nr. 
10 und 13 einschließlich des Straßenabschnitts „Grüner Weg“ in diesem Bereich, bestehend 
aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), erlassen. 

 

10. Die Bebauungsplansatzung, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil 
B), wird hiermit ausgefertigt und ist bekanntzumachen. 

 

 Wattenbek, 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  (Siegel) Bürgermeister 
 

11. Der Beschluss der Gemeindevertretung über die Bebauungsplansatzung und sowie die 
Internetadresse der Gemeinde und die Stelle, bei der der Plan mit Begründung auf Dauer 
während der Dienststunden von allen Interessierten eingesehen werden kann und über 
den Inhalt Auskunft zu erhalten ist, ist durch Veröffentlichung im Internet am                       

 und durch Aushang in den Bekanntmachungskästen vom                              bis zum  
                       ortsüblich bekannt gemacht worden. In der Bekanntmachung ist auf die Mög-

lichkeit, eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln der Ab-
wägung einschließlich der sich ergebenden Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) sowie auf 
die Möglichkeit, Entschädigungsansprüchen geltend zu machen und das Erlöschen dieser 
Ansprüche (§ 44 BauGB) hingewiesen worden. Auf die Rechtswirkungen des § 4 Abs. 3 
GO wurde ebenfalls hingewiesen. Die Satzung ist mithin am                             in Kraft 
getreten. 
 

 Wattenbek,  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  (Siegel) Bürgermeister 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Authentizitätsnachweis / Übereinstimmungsvermerk 
 

Hiermit wird bestätigt, dass die vorliegende digitale Fassung mit der Ausfertigungsfassung der 
1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12 der Gemeinde Wattenbek übereinstimmt. Auf An-
frage bei der Gemeinde Wattenbek über die Amtsverwaltung Bordesholm, Mühlenstraße 7 in 
24582 Bordesholm, kann die Übereinstimmung der digitalen Fassung mit der Originalurkunde 
bestätigt werden. 

8. Es wird bescheinigt, dass alle im Liegenschaftskataster nachgewiesenen Flurstücksgren-
zen und -bezeichnungen sowie bauliche Anlagen, mit Stand vom                       , in den 
Planunterlagen enthalten und maßstabsgerecht dargestellt sind. 
Oldenburg (in Holstein),   

 
 
 
 
 
 
 
  (Siegel) Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur 
 

9. Der Bebauungsplan, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), 
wurde am                  von der Gemeindevertretung als Satzung beschlossen. Die 
Begründung wurde mit Beschluss der Gemeindevertretung am                            gebilligt. 

 

 Wattenbek, 
 
 
 
 
 
 
 
  (Siegel) Bürgermeister  
 

1. Aufgestellt aufgrund des erneuten Aufstellungsbeschlusses der Gemeindevertretung vom 
                   . Die ortsübliche Bekanntmachung des erneuten Aufstellungsbeschlusses ist 
durch Aushang in den Bekanntmachungskästen vom              bis zum                und 
zusätzlich durch Bereitstellung im Internet am                    erfolgt. 

 
2. Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB wurde am 21.05.2024 

als öffentliche Informationsveranstaltung durchgeführt. 
 
3. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, die von der Planung berührt sein 

können, wurden gemäß § 4 Abs. 1 BauGB am 08.08.2024 unterrichtet und zur Abgabe 
einer Stellungnahme aufgefordert.  

 
4. Die Gemeindevertretung hat am 19.06.2025 den Entwurf der 1. Änderung des Bebauungs-

planes Nr. 12 mit Begründung beschlossen und zur Veröffentlichung bestimmt.  
 
5. Der Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12, bestehend aus der Planzeich-

nung (Teil A) und dem Text (Teil B) sowie die Begründung haben in der Veröffentlichungs-
zeit vom             .2025 bis zum            .2025 während folgender Sprechzeiten Mo. + Di. 
08.00 - 12.00 Uhr und Di. 14.00 - 18.00 Uhr, Do. 07.30 - 12.00 Uhr, Fr. 08.30 - 12.00 Uhr 
und nach Vereinbarung im Amt Bordesholm nach § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen. 
Die Veröffentlichung ist mit dem Hinweis, dass Stellungnahmen während der Veröffentli-
chungsfrist von allen Interessierten elektronisch übermittelt werden sollen und bei Bedarf 
schriftlich oder zur Niederschrift abgegeben werden können, durch Veröffentlichung im In-
ternet am                    und durch Aushang in den Bekanntmachungskästen vom                  bis 
zum                ortsüblich bekannt gemacht worden.  
Hierbei ist darauf hingewiesen worden, dass von der Umweltprüfung abgesehen wurde, 
weil der Bebauungsplan nach § 13a BauGB der Innenentwicklung dient. Zugleich ist darauf 
hingewiesen worden, dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Be-
schlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben können. 
Der Inhalt der Bekanntmachung der Veröffentlichung der Planentwürfe und die nach § 3 
Absatz 2 BauGB auszulegenden Unterlagen wurden unter https://www.bordesholm.de/ 
bauen-wohnen-wirtschaft-gewerbe-ortsentwicklung/bauleitplanung/wattenbek/ ins Internet 
eingestellt. 

 
6. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, die von der Planung berührt sein 

können, wurden gem. § 4 Abs. 2 BauGB am                  per E-Mail zur Abgabe einer 
Stellungnahme aufgefordert.  

 
7. Die Gemeindevertretung hat die vorgebrachten Stellungnahmen der Öffentlichkeit und der 

Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange am                          geprüft. Das 
Ergebnis ist mitgeteilt worden. 

 

 Wattenbek,  
 

 
 
 
 
 
 
  (Siegel) Bürgermeister  

4. Dachgeschosse 
 

Innerhalb des festgesetzten Allgemeinen Wohngebietes (WA) darf bei Realisierung von 
zwei Vollgeschossen das Dachgeschoss nicht für Wohnzwecke ausgebaut werden.  

 
5. Anzahl der nachzuweisenden Stellplätze 
 

Innerhalb des festgesetzten Allgemeinen Wohngebietes (WA) sind auf den geplanten 
Grundstücken der Teilgebiete WA 2a, WA 2b, WA 2c und WA 2d Kfz-Stellplätze entspre-
chend dem nachfolgenden Stellplatzschlüssel herzurichten: 
- 1,0 Stellplatz pro Wohneinheit mit einer Wohnfläche < 65 qm  
- 2,0 Stellplätze pro Wohneinheit mit einer Wohnfläche > 65 qm  

 

SATZUNG DER  
GEMEINDE WATTENBEK 

- KREIS RENDSBURG - ECKERNFÖRDE - 

ÜBER DIE 1. ÄNDERUNG DES  
BEBAUUNGSPLANES NR. 12 „Pommernweg“  

 
für den Bereich 

südlich „Pommernweg“ in Höhe der Grundstücke Pommernweg  
Nr. 19 bis 37 (fortl. ungerade Nummern), 

östlich „Pommernweg“ und des Plangeltungsbereiches  
des Bebauungsplanes Nr. 16 und nördlich des Spielplatzes und  

der Grundstücke Hermann-Berndt-Straße Nr. 10 und 13  
einschließlich des Straßenabschnitts „Grüner Weg“ in diesem Bereich  
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 III. NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN (§ 9 Abs. 6 BauGB) und HINWEISE 
 

Rechtsfolgen: 
 

Im Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12 werden die Festset-
zungen des rechtsverbindlichen Bebauungsplanes Nr. 12 für das Plangebiet der 1. Än-
derung des Bebauungsplan Nr. 12 ersetzt. 
 

 Artenschutz: 
Zur Vermeidung der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG dürfen alle 
Arbeiten an Gehölzen und die Baufeldräumung gem. § 39 Abs. 5 BNatSchG nur außer-
halb der Schutzzeit, d. h. nur zwischen dem 01.10. und dem letzten Tag des Februars 
eines Jahres ausgeführt werden.  
Abweichungen von dem genannten Zeitraum und sonstige Maßnahmen bedürfen der 
Zustimmung der unteren Naturschutzbehörde. 
Hinsichtlich der Beleuchtung innerhalb des Plangebiets im privaten und öffentlichen Be-
reich sind die Vorgaben des (zukünftigen) § 41a BNatSchG mit dem Thema „Schutz der 
Insektenvielfalt“ zu berücksichtigen und zu beachten. Dies gilt auch schon für die Bau-
feldfreimachung und für die Bauphase.  
 
Kompensationsmaßnahmen: 
 

Der sich aus der Satzung der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12 (als „Bebau-
ungsplan der Innenentwicklung“) ergebene Kompensationsbedarf für die mit der Sat-
zung planungsrechtlich ermöglichten Entwidmung von Knickstrecken, die nicht innerhalb 
des Plangeltungsbereiches kompensiert werden können, werden außerhalb des Plan-
geltungsbereiches durch Knickersatz mit der erforderlich werdenden Länge auf einer 
hierfür geeigneten und seitens der unteren Naturschutzbehörde des Kreises Rendsburg-
Eckernförde anerkannten Ausgleichsflächen nachgewiesen und der Kompensationsbe-
darf damit insgesamt abgelöst.  
 
Freiflächen: 
 

Zur Förderung einer naturnahen Gestaltung der Gärten, insbesondere der Vorgarten-
zone ist die Anlage eines „modernen, unkrautfreien und vermeidlich pflegeleichten 
Schottergartens“ untersagt. Die nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind gem. § 8 
Abs. 1 LBO, soweit sie nicht für eine andere zulässige Nutzung benötigt werden, gärtne-
risch anzulegen und zu begrünen. 
Bei der Gestaltung der privaten Freiflächen ist auf das Anpflanzen von Ziergehölzen oder 
Zierblumen mit erhöhtem Verwilderungspotential zu verzichten. Pflanzenarten, die als 
invasive Neophyten gelten, dürfen nach der EU VO Nr. 1143/2014 keine Verwendung 
finden. 

 
Vorschriften: 
 

Die der Planung zugrunde liegenden Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse u. 
ä.) können bei der Gemeinde Wattenbek über das Amt Bordesholm, Mühlenstraße 7, 
24582 Bordesholm, während der allgemeinen Öffnungszeiten eingesehen werden. So-
weit auf DIN-Vorschriften / technische Regelwerke in der Bebauungsplanurkunde ver-
wiesen wird, finden diese jeweils in der bei Erlass des Bebauungsplanes geltenden Fas-
sung Anwendung und werden ebenfalls bei der Amtsverwaltung des Amtes Bordesholm 
zur Einsichtnahme bereitgehalten. 

 
 Denkmalschutz: 

Wenn während der Erdarbeiten Funde oder auffällige Bodenverfärbungen entdeckt wer-
den, ist die Denkmalschutzbehörde unverzüglich zu benachrichtigen und die Fundstelle 
bis zum Eintreffen der Fachbehörde zu sichern. Verantwortlich hier sind gem. § 15 
DSchG (in der Neufassung vom 30.12.2014) der Grundstückeeigentümer und der Leiter 
der Arbeiten. 

 
 Altlasten: 

Sollten bei der Bauausführung organoleptisch auffällige Bodenbereiche angetroffen wer-
den (z. B. Plastikteile, Bauschutt, auffälliger Geruch oder andere Auffälligkeiten), ist die 
untere Bodenschutzbehörde des Kreises Rendsburg-Eckernförde unverzüglich zu un-
terrichten. 

 
 

7. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 
und Landschaft und zur Grünordnung sowie sonstige Maßnahmen, die dem  
Klimawandel entgegenwirken 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 14, 15 und 25 BauGB) 

 

7.1 Die im Plangebiet entwidmeten Knicks sind als „Wall mit Gehölzbewuchs“ innerhalb ei-
ner privaten Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Wall mit Gehölzen und Schutzstrei-
fen“ gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 15 und 25b BauGB erhalten werden. 
Zum Erhalt und Schutz der o.g. „Wälle mit Gehölzbewuchs“ sind innerhalb einer bis zu 
3,0 m breiten, privaten Grünfläche, bezogen auf die Böschungsunterkante,  

- die Errichtung baulicher Anlagen,  
- das Anlegen von Nutz- oder Ziergärten, 
- das Anlegen von sonstigen Befestigungen einschl. der Herstellung von Wegen, 

Stell- und Lagerfläche, Terrassen und 
- das Durchführen von Abgrabungen oder Aufschüttungen  

unzulässig. Die Durchführung von Arbeiten im Boden wie z. B. das Verlegen von Entsor-
gungsleitungen ist auf das technisch erforderliche Minimum zu begrenzen.  
Unter Beachtung der vorgenannten Maßgaben darf den Knick- und Wallschutzstreifen 
Oberflächenwasser zur Versickerung bzw. zur Verdunstung zugeleitet werden.  

 

7.1.1 Die „Knick- und Wallschutzstreifen“ sind ab dem Knickwallfuß unter Aufnahme und sach-
gerechter Entsorgung des Mähgutes mind. 1 x jährlich nach dem 01. August zu mähen, 
um etwaigen Gehölzaufwuchs zu verhindern und somit dauerhaft zu pflegen. 

 

7.2 Die zum „Grüner Weg“ planzeichnerisch festgesetzten Hecken sind zu erhalten und teil-
weise zu ergänzen und durch den Eigentümer fachgerecht zu pflegen sowie dauerhaft 
zu erhalten. Abgänge sind in der nachfolgenden Pflanzperiode gleichwertig zu ersetzen. 

 

7.3 Innerhalb der Plangeltungsbereichs sind für die Ausleuchtung der privaten Zufahrtsbe-
reiche und der Wege- und Gebäudeeingangsbereiche LED- oder Natriumdampf-Hoch-
drucklampen bzw. ähnliche insektenfreundliche Leuchtmittel zu verwenden, wobei die 
Lichtlenkung ausschließlich nach unten und nur in die Bereiche erfolgen darf, die aus 
nutzungsbezogenen Gründen künstlich beleuchtet werden müssen, sodass die Beleuch-
tung zu den angrenzenden Knick- und Freiflächen abzuschirmen und zudem staubdicht 
auszubilden ist. 

 

8. Oberflächenentwässerung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 14 und 20 BauGB) 

 

8.1 Das innerhalb des Plangebietes auf den privaten Grundstücksflächen sowie deren Zu-
fahrten anfallende Niederschlagswasser und das Dachflächenwasser ist schadlos auf 
den privaten Grundstücksflächen zur Versickerung zu bringen.  

 

8.2 Zum Schutz des Bodens und des Grundwassers (Regenwasserversickerung) ist die Ver-
wendung metallischer Dachflächen unzulässig, sofern diese Dachflächen nicht mit ei-
nem Schutzlack oder Ähnlichem versehen sind. 

 

9. Ausschluss fossiler Brennstoffe 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 23a BauGB)  

 

Für Neu- bzw. Ersatzbauten innerhalb des Plangeltungsbereiches und bei Nutzungsän-
derungen in Verbindung mit einer wesentlichen Änderung oder Erweiterung eines beste-
henden Gebäudes ist die Verwendung fossiler Brennstoffe für die Wärmeversorgung un-
zulässig.  

 

2.3 Terrassen, Wintergärten 
(§ 16 Abs. 6 und § 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO) 

 

2.3.1 Eine Überschreitung des entsprechend der Ziffer 2.2.1 und 2.2.2 festgesetzten Maßes 
der baulichen Nutzung ist bei den geplanten und vorhandenen Einzelhäusern aus-
schließlich für Terrassen einschließlich Stützmauern und für allseitig verglaste Winter-
gärten pro Wohnbaugrundstück insgesamt (Terrasse und Wintergarten zusammen) um 
bis zu maximal 30 m² zulässig. 

 

2.3.2 Die Errichtung von Terrassen als bauliche Anlagen ist im direkten funktionalen Zusam-
menhang mit dem Hauptbaukörper auch außerhalb der überbaubaren Flächen, jedoch 
nicht mehr als ¾ der realisierten bzw. der nach Ziffer 2.3.1 zulässigen Grundfläche, zu-
lässig. 

 
 2.4 Überbaubaren Grundstücksflächen  

(§ 23 Abs. 2 Satz 3 BauNVO) 
Eine Überschreitung der zu den Hauseingängen liegenden Baugrenze ist unter Beach-
tung der Einhaltung der Mindestabstandsflächen nach der Landesbauordnung (LBO) für 
untergeordnete Bauteile, wie Vordach, Wetterschutz, Windfang, Erker, usw. in einer 
Tiefe von 1,0 m und einer Breite von 5,0 m zulässig. 

 
3. Nebenanlagen  

(§ 14 Absatz 1 BauNVO) 
 

Versickerungsmulden und sonstige Maßnahmen zur Versickerung / zur Verdunstung so-
wie Überflutungsmulden sind keine baulichen Nebenanlagen im Sinne des § 14 Abs. 1 
BauNVO sowie des § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO und auf den privaten Grundstücksflä-
chen grundsätzlich allgemein zulässig.  

 
4. Garagen, Carports und Stellplätze  

(§ 12 Abs. 6 und § 23 Abs. 5 Satz 2 BauNVO)  
 

4.1 Carports und Stellplätze sind auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zu-
lässig. 

 

4.2 Für alle geplanten Wohnbaugrundstücke der Teilgebiete WA 2a bis WA 2d ist unter Be-
rücksichtigung verkehrstechnischer und grünordnerischer Erfordernisse jeweils nur eine 
Grundstückszufahrt bis zu einer maximalen Breite von 5,0 m, bezogen auf die Straßen-
begrenzungslinie (Grüner Weg“), zulässig. 

 
5. Anzahl der Wohnungen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) 
 

Innerhalb des festgesetzten Allgemeinen Wohngebietes (WA) sind bei Realisierung ei-
ner Einzelhausbebauung maximal zwei Wohnungen pro Wohngebäude zulässig. 

 
6. Abgrabungen und Aufschüttungen / Höhenangleichungen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 17 BauGB) 
 

6.1 Geländeaufschüttungen oder -abgrabungen sind zur Höhenangleichung von Grund-
stücks-(teil-)flächen an die inneren Erschließungsflächen oder an die umgebenden 
Grundstücksbereiche, die im Zusammenhang mit den plangemäßen Vorhaben innerhalb 
des Plangeltungsbereiches stehen und aus entwässerungs- bzw. erschließungstechni-
schen Erfordernissen notwendig werden, zulässig. Diese Maßnahmen sind auch außer-
halb der festgesetzten überbaubaren Flächen und der Verkehrsflächen grundsätzlich 
zulässig und sind nicht auf die Grundflächen von baulichen Anlagen nach § 19 Abs. 4 
Satz 1 BauNVO anzurechnen. 

 

6.2 Insbesondere in den derzeit unbebauten Teilgebieten WA 2a bis WA 2d ist im Zuge der 
Vorhabenrealisierung mit dem Neubau und den erforderlichen Nebenanlagen und -flä-
chen darauf zu achten, dass das jeweilige Niederschlagswasser nicht auf die angren-
zenden Grundstücksflächen geleitet wird bzw. gelangen kann. Hierzu sind entspre-
chende Sicherungsmaßnahmen seitens der Grundstückseigentümer vorzunehmen.  

 

I. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 
 
1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 
 

1.1 Nutzungsgliederung und Nutzungsbeschränkungen  
(§ 1 Abs. 5 und 7 BauNVO) 

 

1.1.1 Innerhalb des festgesetzten Allgemeinen Wohngebiets (WA) sind die nach § 4 Abs. 2 
Nr. 2 + 3 BauNVO allgemein zulässigen Nutzungen - Schank- und Speisewirtschaften 
und Anlagen für sportliche Zwecke - unzulässig. 

 

1.1.2 Innerhalb des festgesetzten Allgemeinen Wohngebiets (WA) sind die nach § 4 Abs. 3 
Nr. 3 - 5 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen - Anlagen für Verwaltungen, 
Gartenbaubetriebe und Tankstellen - unzulässig. 

 

1.1.3 Innerhalb des festgesetzten Allgemeinen Wohngebiets (WA) sind folgende Arten, die 
nach § 4 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO ausnahmsweise zulässig sind, unzulässig und sind nicht 
Bestandteil des Bebauungsplanes: 

- Prostitutionsgewerbe,  
- Vorführ- und Geschäftsräume, deren Zweck auf Produktionen, Darstellungen, 

Handlungen und / oder Verkaufsartikel mit sexuellem Charakter ausgerichtet ist,  
- Tierzuchtbetriebe,  
- Speditionen, Fuhrunternehmen,  
- Lagerhaltung und Lagerplätze innerhalb und außerhalb von Gebäuden,  
- Garagenanlagen 

 

  II. Darstellungen ohne Normcharakter  
    

  Vorhandene bauliche Anlagen  
(außerhalb des Plangeltungsbereiches) 

 

    

  Vorhandene bauliche Anlagen  
(innerhalb des Plangeltungsbereiches) 

 

    
  mit Realisierung des Bebauungsplanes  

zukünftig fortfallender Einzelbaum  
ohne besonderen Schutzanspruch 

    

  
mit Realisierung der 1. Änderung des  
Bebauungsplanes Nr. 12  
zukünftig fortfallende Knickabschnitt 

 

    
  Flurstücksbezeichnung  
    

  Flurstücksgrenzen  

    

  Höhenpunkt in Meter (NHN)  

    

  geplante 30 km/h-Zone   

    
    
  III. Nachrichtliche Übernahme  
    

  Knick § 21 Abs. 1 Ziffer 4 LNatSchG 
i.V.m. § 9 Abs. 6 BauGB 

 

  Planungen, Nutzungsregelungen und 
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und 
zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft und zur Grünordnung  
sowie sonstige Maßnahmen,  
die dem Klimawandel entgegenwirken 

§ 9 Abs. 1 Nr. 15, 20  
und 25 BauGB  
 
i.V.m.  
 
§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB 

PRIVAT    

  Grünflächen, privat  § 9 Abs. 1 Nr. 14 und 15 BauGB

  Zweckbestimmungen:  
    

  „Knick mit Schutzstreifen“  
(s. Teil B - Text Ziffer I., 7.1.1)  § 9 Abs. 1 Nr. 14 + 15 BauGB 

    

  „Wall mit Gehölzen und Schutzstreifen“  
(s. Teil B - Text Ziffer I., 7.1 + 7.1.1)  § 9 Abs. 1 Nr. 14 + 15 BauGB 

    

  „Siedlungsgrün“  § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB 
    

  Bäume und Sträucher  
auf Knickwall zu erhalten   

§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB i.V.m.
§ 9 Abs. 1 Nr. 14 + 15 BauGB 

    

  
Bäume und Sträucher als  
„Wall mit Gehölzen“ zu erhalten  
(s. Teil B - Text Ziffer I., 7.1)  

§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB i.V.m.
§ 9 Abs. 1 Nr. 14 + 15 BauGB 

    

  Einzelbäume (am Rande des Plangebiets)  
zu erhalten  § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB 

    
  Hecke im Rahmen der Gartengestaltung 

zu erhalten mit Nachpflanzgebot  
(s. Teil B - Text Ziffer I., 7.2)  

§ 9 Abs. 1 Nr. 25b i.V.m. 
§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB 

    

  Bäume außerhalb des Plangeltungsberei-
ches mit Einwirkungen auf das Plangebiet  

 

 

 Planzeichenverordnung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt  
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) geändert worden ist.

    
Plan- 
zeichen 

 
Erläuterung Rechtsgrundlage 

    
    
  I. FESTSETZUNGEN  
    

  Grenze des räumlichen Geltungs- 
bereiches der 1. Änderung des  
Bebauungsplanes Nr. 12 

§ 9 Abs. 7 BauGB 

    
    
    
    
    
  Art und Maß der baulichen Nutzung § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 
    

 
 Allgemeine Wohngebiete 

(s. Teil B - Text, Ziffer I., 1.1.1 bis 1.1.3)  § 4 BauNVO  

    
z.B. 

GR max. 
160 m² 

 Höchstzulässige Grundfläche (GR) mit 
Flächenangabe (s. Teil B - Text, Ziffer I., 2.2 + 2.3 
und Nutzungsschablone in der Planzeichnung - Teil A)  

§ 16 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO 

    
WH max. 

4,50 m 
 Höchstzulässige Wandhöhe (gem. LBO)  

(unterer Höhenbezugspunkt siehe Eintragung in der 
Nutzungsschablone und s. Teil B - Text, Ziffer I., 2.1)  

§ 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO 

    
z.B. 

FH max. 
9,5 m 

 Höchstzulässige Firsthöhe  
(unterer Höhenbezugspunkt siehe Eintragung in der 
Nutzungsschablone und s. Teil B - Text, Ziffer I., 2.1)  

§ 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO 

    

II  Zahl der Vollgeschosse als Höchstmaß  
(s. Nutzungsschablone in der Planzeichnung - Teil A) § 16 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO 

    

      Hp 
 Unterer Höhenbezugspunkt in Meter über 

Normal Null (üNHN) (s. Nutzungsschablone 
und Eintragung in der Planzeichnung - Teil A) 

§ 18 Abs. 1 BauNVO i.V.m.  
§ 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO 

    
    
    

    
    
  Bauweise / Baugrenzen § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB 
    

o  Offene Bauweise § 22 Abs. 1 BauNVO 
    

  Baugrenze  
(s. Teil B - Text, Ziffer I., 2.4)  § 23 BauNVO 

    

  Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung,  
z. B. Abgrenzung des Maßes der Nutzung  
innerhalb eines Baugebietes  

§ 16 Abs. 5 BauNVO 

    
  Nur Einzelhäuser zulässig  

(s. Teil B - Text, Ziffer I., 5.)  § 22 Abs. 2 BauNVO 
    

DN  
20° - 48° 

 Dachneigung als Mindest- und als  
Höchstmaß (s. Teil B - Text, Ziffer II. 3.)  

§ 9 Abs. 6 BauGB 
i.V.m. § 86 LBO 

    
 

TEIL A : PLANZEICHNUNG ES GILT DIE BAUNVO 2023 NUTZUNGSSCHABLONEN

VERFAHRENSVERMERKE

ZEICHENERKLÄRUNG TEIL B : TEXT

ZEICHENERKLÄRUNG

TEIL B : TEXT

HÖHENBEZUGSPUNKTE

FH max. 10,5 m
I   /  o

bezogen auf den planzeichnerisch
grundstücksbezogen festgesetzten

Höhenbezugspunkt

WA 1a Pommernweg
19 bis 27

GR max. 160 m²

FH max. 11,5 m
I   /  o

bezogen auf den planzeichnerisch
grundstücksbezogen festgesetzten

Höhenbezugspunkt

WA 1b Pommernweg
29

GR max. 180 m²

FH max. 10,5 m
I   /  o

bezogen auf den planzeichnerisch
grundstücksbezogen festgesetzten

Höhenbezugspunkt

WA 1c Pommernweg
31 bis 35

GR max. 150 m²

FH max. 10,0 m
I   /  o

bezogen auf den planzeichnerisch
grundstücksbezogen festgesetzten

Höhenbezugspunkt

WA 1d Pommernweg
37

GR max. 130 m²

FH max. 9,50 m

II  /  o  /

bezogen auf den planzeichnerisch
grundstücksbezogen festgesetzten

Höhenbezugspunkt

WA 2a
GR max. 130 m²

E

WH max. 4,50 m

für die Teilgebiete
WA 2a bis WA 2d gilt:

WA 2b
GR max. 145 m²

WA 2c
GR max. 160 m²

WA 2d
GR max. 125 m²

Hp 1 = 33,50 m NHN 

Hp 2 = 33,00 m NHN 

Hp 3 = 32,50 m NHN 

Hp 4 = 32,00 m NHN 

Hp 5 = 31,50 m NHN 

Hp 6 = 31,50 m NHN 

Hp 7 = 31,00 m NHN 

Hp 8 = 31,00 m NHN 

Hp 9 = 31,50 m NHN 

Hp 10 = 33,80 m NHN 
 

Hp 11 = 32,80 m NHN 

Hp 12 = 31,80 m NHN 

Hp 13 = 31,20 m NHN 

Hp 14= 31,00 m NHN 

Hp 15 = 31,20 m NHN 

Hp 16 = 31,10 m NHN 

Hp 17 = 31,00 m NHN 

Hp 18 = 30,80 m NHN 

Hp 19 = 30,80 m NHN 

 

TEIL B : TEXT

DN 20° - 48° DN 20° - 48°

DN 20° - 48°

DN 20° - 48°DN 20° - 48°


